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Übersichtsplan Maßstab 1 : 25.000

Bauleitplanung der Stadt Rinteln
Landkreis Schaumburg 

Bebauungsplanes Nr. 73
"Sondergebiet Bahnhofstraße"

Stadt Rinteln

einschl. örtlicher Bauvorschriften

- Abschrift -

Maßstab: 1 :1.000

Planungsbüro REINOLD
Raumplanung und Städtebau (IfR)

31737 Rinteln - Krankenhäger Straße 12
Telefon 05751 - 9646744 Telefax 05751 - 9646745

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 
Gemarkung: Rinteln   
Flur: 6                                        , Maßstab: 1:1000.
Die Vervielfältigung ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke 
gestattet (§ 5 Abs. 3 Nr. 2 des Niedersächsischen Gesetzes 
über das amtliche Vermessungswesen vom 11. Dezember 2002, 
Nds. GVBI. 2003 S. 5). 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschafts- 
katasters und weist die städtebaulich bedeutsamen, baulichen 
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach 
(Stand vom 20.03.2006).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der 
baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die 
Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Barnstorf, den 24.06.2008

gez. Ostendorf
..................................
(Unterschrift).

Planverfassser

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 73 "Sondergebiet 
Bahnhofstraße" wurde ausgearbeitet vom:

Planungsbüro REINOLD
Krankenhäger Straße 12 - 31737 Rinteln
Tel. 05751 - 9646744 Fax: 05751 - 9646745 

Rinteln, den 20.06.2008

gez. Reinold
....................................
Planverfasser

Präambel des Bebauungsplanes
(mit örtlichen Bauvorschriften)

Aufgrund der  §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches 
(BauGB) und der §§ 56, 97 und 98 der Niedersächsischen 
Bauordnung i. V. m. § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt Rinteln diesen 
Bebauungsplan Nr. 73 "Sondergebiet Bahnhofstraße" bestehend 
aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen 
Festsetzungen - sowie den nebenstehenden örtlichen 
Bauvorschriften - als Satzung beschlossen.

Rinteln, den 20.06.2008

gez. Buchholz
.....................................  
Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Rinteln hat in seinen 
Sitzungen am 22.02.2007 und 03.04.2008 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 73 "Sondergebiet Bahnhofstraße" gem. 
§ 1 Abs. 3 BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 15.03.2007 und 16.03.2007 
ortsüblich bekanntgemacht worden.

Rinteln, den 20.06.2008

gez. Buchholz
...........................................
Bürgermeister

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Rinteln hat in seiner 
Sitzung am 03.04.2008 dem Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 73 "Sondergebiet Bahnhofstraße" und der Begründung 
zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB beschlossen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurde am 05.04.2008 
und 07.04.2008 ortsüblich bekanntgemacht.
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 73 "Sondergebiet 
Bahnhofstraße" mit der Begründung und die wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben 
vom 16.04.2008 bis 16.05.2008 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegen. 

Rinteln, den 20.06.2008

gez. Buchholz
...................................
Bürgermeister

Vereinfachte Änderung

Der Rat/ Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am __.__.____ dem vereinfacht geänderten Entwurf des 
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt. Den 
Beteiligten im Sinne von § 3 Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben 
vom __.__.____ Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 
__.__.____ gegeben. 

Rinteln, den __.__.____

......................................

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 73 "Sondergebiet Bahnhofstraße" ist 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am 29.08.2008 im Amtsblatt Nr. 
8/2008 bekanntgemacht worden.
Der Bebauungsplan ist damit am 29.08.2008 wirksam geworden. 

Rinteln, den 01.09.2008

gez. Buchholz
...................................
Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften,
Mängel der Abwägung

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
ist die Verletzung von Vorschriften sowie Mängel der Abwägung 
beim Zustandekommen des Bebauungsplanes und der 
Begründung nicht geltend gemacht worden. 

Rinteln, den __.__.____

....................................
Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Rinteln hat den Bebauungsplan Nr. 73 
"Sondergebiet Bahhofstraße" nach Prüfung der Stellungnahmen 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 19.06.2008 als 
Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung und die 
zusammenfassende Erklärung beschlossen.

Rinteln, den 20.06.2008

gez. Buchholz
......................................
Bürgermeister

I. Textliche Festsetzungen

§ 1 Bauliche Nutzung - Sondergebiet „Einkaufszentrum" SO 1 (§ 11 Abs. 3 BauGB)

(1) In dem im B-Plan festgesetzten Sondergebiet (SO 1)  mit der Zweckbestimmung „Einkaufszentrum" 
sind für Einzelhandelsbetriebe in Abhängigkeit von der Sortimentsauswahl die nachfolgend 
dargestellten Verkaufsflächen (VKF) nach Varianten gegliedert zulässig: Variante A = 5.460 m², 
Variante B = 5.660 m², Variante C = 5.810 m². Schank- und Speisewirtschaften sind als Ausnahme 
innerhalb des SO 1-Gebietes zulässig. Bei der Nutzung der Verkaufsflächen sind folgende 
Flächenanteile und Sortimentsgliederungen zulässig:

§ 2 Bauliche Nutzung - Sondergebiet SO 2 -Einkaufszentr um - (§ 11 Abs. 3 BauGB)

(1) Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes (SO 2) sind die nachfolgenden Nutzungen allgemein 
zulässig:
1. Dienstleistungsbetriebe aller Art, freie Berufe, nicht störende Gewerbebetriebe (ausgenommen 

Einzelhandel), Handwerksbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
Beherbergungsbetriebe

2. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind.

(2) Gem. § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzungen (Vergnügungsstätten im Sinne des 
§ 4 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sowie Vergnügungsstätten gem. § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO und 
Gartenbaubetriebe) werden nicht Bestandteil dieses B-Planes.

§ 3 Bauliche Nutzung - Mischgebiet (§ 6 BauNVO)

(1) Innerhalb des festgesetzten Mischgebietes sind die nachfolgenden Nutzungen allgemein zulässig:
1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes,
4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke,
6. Tankstellen.

(2) Gem. § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzungen (Vergnügungsstätten im Sinne des 
§ 4 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sowie Vergnügungsstätten gem. § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO und 
Gartenbaubetriebe) werden nicht Bestandteil dieses B-Planes.

§ 4 Bauliche Nutzung - Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

(1) Innerhalb der festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebiete (GEE 1- und GEE 2- Gebiet) werden 
nachfolgend aufgeführte Nutzungen gem. § 1 Abs. 5 und 6 i. V. m. § 8 Abs. 2 und 3 BauNVO 
ausgeschlossen:
1. Tankstellen,
2. Vergnügungsstätten

(2) Innerhalb des festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebietes (GEE 1- und GEE 2-Gebiet) sind die 
nachfolgenden Nutzungen gem. § 1 Abs. 5  6 i. V. m. § 8 Abs. 2 BauNVO zulässig:
1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Anlagen für sportliche Zwecke.
4. Einzelhandelsnutzungen oder Handelsbetriebe sind nur ausnahmsweise zulässig, wenn der 

Verkauf von Waren an Endverbraucher in Zusammenhang mit dem auf dem 
Betriebsgrundstück ausgeübten Dienstleistungsgewerbe steht und nur einen untergeordneten 
Betriebsbestandteil ausmacht.

(3) Innerhalb des festgesetzten eingeschränkten Gewerbegebietes (GEE 1- und GEE 2-Gebiet) sind die 
nachfolgenden Nutzungen gem. § 1 Abs. 6 i. V. m. § 8 Abs. 3 BauNVO zulässig:
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind,

2. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

§ 5 Überschreitung der Grundflächenzahl

(1) Die Grundflächenzahl kann innerhalb der SO 1- und SO 2- Gebiete bei Vorhaben gem. § 1 Abs. 9 
BauNVO i.V.m. § 19 Abs. 4 Nr. 1 und 2 BauNVO bis zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden. 

(2) Innerhalb des MI-Gebietes wird die Überschreitung der Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 4 S. 2 
durch Nebenanlagen und Stellplätze mit Zufahrten i.S.v. § 14 BauNVO um bis zu 50 % zugelassen.

(3) Innerhalb der GEE 1- und GEE 2- Gebiete wird die Überschreitung der Grundflächenzahl gem. § 19 
Abs. 4 S. 2 durch Nebenanlagen und Stellplätze mit Zufahrten i.S.v. § 14 BauNVO um bis zu 50 % 
zugelassen.

§ 6 Bauweise (§ 9 Abs. 3 BauNVO)

(1) Für die festgesetzten SO 1- und SO 2-Gebiete gilt eine abweichende Bauweise i.S. einer offenen 
Bauweise ohne Einschränkung der Gebäudelänge.

(2) Für die festgesetzten MI-, GEE 1- und GEE 2- Gebiete gilt eine abweichende Bauweise i.S. einer 
offenen Bauweise ohne Einschränkung der Gebäudelänge.

(6) Oberhalb der Traufoberkante eines Gebäudes (Schnittkante zwischen Dachfläche und Außenfläche 
der Außenwand) sind Werbeanlagen unzulässig.

(7) Angestrahlte oder bewegte Werbeanlagen einschl. der Verwendung von bewegtem Licht oder 
sonstigen dynamischen Effekten sind nicht zulässig. Lichtwerbung in greller Farbe - Leuchtfarbe - 
(RAL 840 HR, RAL 1016, 10262005, 2007, 3024, 3026 und 5015) sind unzulässig. 

(8) Fahnen als Werbeträger sind unzulässig.

(9) Mit der Aufgabe der auf die Werbeanlage bezogenen Nutzung ist die entsprechende Werbeanlage 
zu beseitigen.

(10) Ausnahmen für zeitlich begrenzte Werbungen für kirchliche, kulturelle, politische, sportliche oder 
ähnliche Veranstaltungen können in Abstimmung mit der Stadt Rinteln gestattet werden.

§ 5 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt gem. § 91 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder 
Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig eine Baumaßnahme durchführen lässt oder durchführt, die 
nicht den Anforderungen dieser örtlichen Bauvorschriften über Gestaltung entspricht.

Hinweise:

(1) Baudenkmalschutz
Da der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes von den außerhalb des Plangebietes 
befindlichen Baudenkmälern geprägt ist, wird auf die Anforderungen des denkmalrechtlichen Objekt- 
und Umgebungsschutzes gem. §§ 8 bis 11 NDSchG hingewiesen. 

(2) Archäologische Denkmalpflege
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u. a. sein; Tongefäßscherben, Holzkohlenansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG meldepflichtig und müssen der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Schaumburg sowie dem Niedersächsischen Landesamt 
für Denkmalpflege unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 
2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. 
für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der 
Arbeiten gestattet.

(3) Externe Kompensationsmaßnahmen
Für die Kompensation von ggf. sich im weiteren Aufstellungsverfahren darstellenden erheblichen 
Eingriffen in  Natur und Landschaft stehen stadteigene Flächen des Flurstücks Nr. 56 / Flur 4 / 
Gemarkung Uchtorf zur Verfügung.

(4) Baunutzungsverordnung
Dieser B-Plan ist auf Grundlage der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 
(BGBl. I S. 127 - Inkraftgetreten am 27.01. 1990, zuletzt geändert durch das Investitions- und 
Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 BGBL I S.466) erstellt worden.

§ 7 Höhenbegrenzung baulicher Anlagen im Sondergebie t (SO 1 und SO 2)
 (§ 16 Abs. 3 BauNVO)

(1) Die Firsthöhe der innerhalb des Sondergebietes (SO 1) errichteten Gebäude wird auf max. 
68 m ü. NN begrenzt. Als Firsthöhe wird der höchste Punkt der Dachhaut lotrecht zum Bezugspunkt 
gemessen definiert.

(2) Die Firsthöhe der Gebäude innerhalb des Sondergebietes (SO 2) wird auf max. 70 m ü. NN 
begrenzt. Als Firsthöhe wird der höchste Punkt der Dachhaut lotrecht zum Bezugspunkt gemessen 
definiert.

(3) Die Firsthöhe der Gebäude innerhalb der eingeschränkten Gewerbegebiete (GEE 1 und GEE 2) 
wird auf max. 66 m ü. NN begrenzt. Als Firsthöhe wird der höchste Punkt der Dachhaut lotrecht zum 
Bezugspunkt gemessen definiert.

(4) Der Bezugspunkt für die Ermittlung der o.g. Höhen ist im Bereich des Flurstücks 98/8 mit einer Höhe 
von 56 m ü. NN festgesetzt/definiert. 

§ 8 Durchgrünung des Plangebietes

Je angefangene 13 Stellplätze ist zwischen den Stellplätzen als gliederndes Element ein Laubbaum 
mit einem Stammumfang von mindestens 14 cm in 1 m Höhe und einem Pflanzbeet von mind. 10 m² 
anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang von Gehölzen ist entsprechender Ersatz zu 
pflanzen. Die entsprechenden Laubbäume im v.g. Sinne sind der Anlage zu entnehmen.

§ 9 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und z ur Entwicklung von Natur und 
Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB

Innerhalb der gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten Flächen ist der Bereich des Gleisbetts zu 
erhalten.

§ 10 Realisierungszeitpunkt der Kompensationsmaßnahm en

Die in § 8 genannten Pflanzmaßnahmen sind mit dem ersten Baubeginn, spätestens jedoch 
innerhalb von 2 Vegetationsperioden nach Baubeginn, auszuführen.

§ 11 Maßnahmen zum Immissionsschutz

(1) Flächenbezogener Schallleistungspegel

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle 
angegebenen Emissionskontingente LEK weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 6.00 
Uhr) überschreiten.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)

*) Diese Zahlenwerte sind im Rahmen des Abwägungsverfahrens in Anlehnung an die 
Ausführungen dieses Gutachtens durch die planende Kommunen festzulegen.

Schallpegelminderungen, die im konkreten Einzelfall durch Abschirmungen erreicht werden, erhöhte 
Luftabsorptions- und Bodendämpfungsmaße (frequenz- und entfernungsabhängige 
Pegelminderungen sowie die meteorologische Korrektur nach DIN ISO 9613-2, Hrsg. Deutsches 
Institut für Normung, Beuth Verlag Berlin, Oktober 1999) und/oder zeitliche Begrenzungen der 
Emissionen können bezüglich der maßgebenden Aufpunkte dem Wert des 
Flächenschallleistungspegels zugerechnet werden. 
Die festgesetzten flächenbezogenen Schallleistungspegel sind als „Beurteilungspegel" i.S. der 
Sechsten Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 26.8.1998 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm; GMBl. 1998 Seite 503ff) zu verstehen. 
Dem gemäß ist bei einem schalltechnischen Nachweis nach dem im Anhang A zu dieser 
Verwaltungsvorschrift beschriebenen Verfahren vorzugehen.
Bezüglich der nachfolgend angesprochenen Begriffe und Verfahren wird auf DIN 45691 
(„Geräuschkontingentierung", Hrsg. Deutsches Institut für Normung e.V., Beuth Verlag Berlin, 
Dezember 2006) verwiesen. Eine Umverteilung der flächenbezogenen Schallleistungspegel ist 
zulässig wenn nachgewiesen wird, dass der aus den festgesetzten flächenbezogenen 
Schallleistungspegel resultierende Gesamt-Immissionswert LGl nicht überschritten wird.
Die Berechnung der aus den festgesetzten flächenbezogenen Schallleistungspegel resultierende 
Immissionswerte Ll ist gemäß Nr. 7.3.2 der ISO 9613-2 nach dem alternativen Verfahren für eine 
Mittenfrequenz f = 500 Hz und eine mittleren Quellhöhe hQ = 3 m über GOK sowie unter Beachtung 
der meteorologischen Korrektur für C0 (tags) = 3,5 dB(A)und C0 (nachts) = 1,9 dB(A) 
durchzuführen.
Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Anforderungen des Bebauungsplans, wenn 
der Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB(A) 
unterschreitet.

(2) Schallschutzmaßnahmen (Passiver Schallschutz) im MI-Gebiet
Aufgrund der möglichen Nutzung innerhalb des Sondergebietes (SO 1 und SO 2) sowie der auf der 
zukünftigen Ost-West-Tangente zu erwartenden Verkehrsfrequenz sind im Umfeld des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gegenüber der gemäß DIN 18.005 "Schallschutz im 
Städtebau" definierten Orientierungswerte erhöhte Lärmimmissionen möglich bzw. zu erwarten. Zum 
Schutz vor den hervorgerufenen Lärmimmissionen werden gegen Außenlärm folgende bauliche 
Schallschutzmaßnahmen (passiver Schallschutz) festgesetzt:
Aufgrund des verkehrlich notwendigen Ausbaus des Kreuzungsbereiches Bahnhofstraße/ Mindener 
Straße sind Überschreitungen der in der 16. BImSchV definierten Grenzwerte und der in der DIN 
18.005 "Schallschutz im Städtebau" dargelegten Orientierungswerte zu erwarten. Zum Schutz vor 
den von dem Kreuzungsbereich und von der im B-Plan festgesetzten öffentlichen Verkehrsfläche 
(Ost- West- Tangente) hervorgerufenen Lärmimmissionen werden gegen Außenlärm bauliche 
Schallschutzmaßnahmen festgesetzt (passiver Schallschutz). Bei der Bemessung sind die im B-Plan 
festgesetzten Lärmpegelbereiche zu beachten. Diesbezüglich wird auf die aktuellen technischen 
Regelwerke der DIN 4109, der VDI- Richtlinie 2719 und auf die 24. Verordnung zur Durchführung 
des BImSchG verwiesen.
Im Bereich des im MI -Gebiet festgesetzten Lärmpegelbereiches IV sind die in der DIN 4109, 
Tabelle 10 angegebenen Schalldämm- Maße R`w,R für Wände und Fenster jeweils einzeln 
einzuhalten. Das resultierende Schalldämm- Maß R`w, res ist in Abhängigkeit des 
Fensterflächenanteils zu bestimmen. Um das erforderliche R`w, R zu realisieren, müssen die 
Fenster (und Außenwände) einen Prüfwert von Rw,p > R`w,R +2 dB aufweisen (vergl. DIN 4109, 
Tabelle 11, Fußnote 1).

Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbau teilen
(DIN 4109, Tabelle 8)

1) An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den 
Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel 
leistet, werden keine Anforderungen gestellt.

2) Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen.

Erforderliche Schalldämm-Maße erf. R'w, res von Kombi nationen von Außenwänden und 
Fenstern. (Auszug aus DIN 4109; Tabelle 10)

(3) Schallschutzmaßnahmen im SO 1- und SO 2-Gebiet
Durch die innerhalb des SO 1- und SO 2-Gebietes zulässigen Gebäudeabmessungen kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass Pegelerhöhungen der Schienenverkehrsgeräusche durch 
Schallreflexionen verursacht werden, die im Einzelfall zu einer Überschreitung des für Mischgebiete 
maßgeblichen Sanierungsgrenzwertes in der Nachtzeit im Mischgebiet nördlich der Bahnanlagen 
führen können. Für diesen Fall werden zum Schutz vor den hervorgerufenen Schallreflexionen an 
den Nordfassaden der Gebäude bauliche, reflexionsmindernde Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt). Die Definition der konkreten reflexionsmindernden Maßnahmen erfolgt im 
Baugenehmigungsverfahren (Einzelnachweis).

§ 12 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

(1) Die innerhalb des in § 1 genannten Sondergebietes (SO 1) mit einem (a) gekennzeichnete Fläche 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten ist zugunsten der Stadt Rinteln zu belasten. Das Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht dient der Sicherung der für die Ortsentlastungsstraße (Ost-West-Tangente) 
erforderlichen Flächen. Die entsprechend festgesetzten Flächen werden nach der 
Rechtsverbindlichkeit des zur bauplanungsrechtlichen Sicherung des verkehrlichen Anschlusses an 
die Straße Galgenfeld erforderlichen Bebauungsplanes als eine öffentliche Verkehrsfläche 
festgesetzt (§ 9 Abs.  Abs. 2 BauGB). 

(2) Die innerhalb der in §§ 1 und 2 genannten Sondergebiete mit einem (b) gekennzeichneten Flächen 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten sind zugunsten der Anlieger und Ver- und 
Entsorgungsberechtigten zu belasten. Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht dient der Sicherung der 
für die Ver- und Entsorgung der Verbraucher- und Fachmärkte erforderlichen Flächen und der 
Zufahrt der Stellplatzflächen.

(3) Die innerhalb des in § 1 genannten Sondergebiets und in § 3 genannten Mischgebietes mit einem 
(c) gekennzeichneten Flächen sind mit Leitungsrechten zugunsten der Ver- und 
Entsorgungsberechtigten zu belasten. Das Leitungsrecht dient der Sicherung unter dem Plangebiet 
verlaufenden Regen- und Mischwasserleitungen. 

§ 13 Zu- und Ausfahrten

(1) Die im SO 2-Gebiet festgesetzte Zu- und Ausfahrt ist nur bis zum Zeitpunkt des verkehrlichen 
Anschlusses der im B-Plan festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen an die östlich des B-Plans 
vorgesehene Ost-West-Tangente zulässig. Nach der vollständigen Realisierung der 
Ost-West-Tangente (mit Anschluss an die Straße Galgenfeld) ist in diesem Bereich nur eine 
Ausfahrt aus dem SO 2-Gebiet zulässig.

(2) Die im MI-Gebiet festgesetzten Zu- und Ausfahrten sind für den Fall der Realisierung einer 
Tankstelle bindend. Für andere, im MI-Gebiet allgemein zulässigen Nutzungen können nach 
Abstimmung mit der Stadt Rinteln auch andere Zu- und Ausfahrten zugelassen werden, wenn die 
Belange der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt werden.

§ 14 Rückhaltung des Oberflächenwassers

Das im SO 1-Gebiet anfallende und über die bestehende Entwässerungssituation hinaus zu 
erwartende, zusätzlich abflusswirksame Oberflächenwasser ist auf den Grundstücksflächen durch 
geeignete bauliche oder sonstige Maßnahmen derart zurückzuhalten, dass nur die natürliche 
Abflussspende des derzeit unbebauten Geländes an die nächste Vorflut  abgegeben werden darf. 
Innerhalb des festgesetzten GEE 1- und GEE 2-Gebiet ist das auf den bisher unbebauten 
Grundstücksflächen anfallende Oberflächenwasser durch geeignete bauliche oder sonstige 
Maßnahmen zurückzuhalten und dosiert an die nächste Vorflut abzugeben. Die derzeitige 
Einleitungsmenge des anfallenden Oberflächenwassers von 70 l/s darf nicht überschritten werden. 
Auf Grund der Lage der o.g. GEE-Gebiete innerhalb des natürlichen Überschwemmungsgebietes 
sind geeignete Rückhaltemaßnahmen mit der Stadt Rinteln und der Unteren Wasserbehörde des 
Landkreises Schaumburg abzustimmen. 

II. Örtliche Bauvorschriften

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften erstreckt sich auf den räumlichen 
Geltungsbereich dieses B-Planes.

§ 2 Dächer

Auf den innerhalb des festgesetzten SO-Gebietes (SO 1 und SO 2) errichteten Hauptgebäuden sind 
Flachdächer und bis 15 Grad geneigte Dächer zulässig. Als sichtbarer Dachabschluss im Bereich 
der Außenwand sind nur Alu-, Zink- oder Kupferbleche zulässig. Für die Dacheindeckungen sind 
Materialien in ortsuntypischen Farbtönen wie gelb, blau, grün, violett, etc. und in handelsüblichen 
Mischungen der vorgenannten Farbtöne unzulässig. Für Solarelemente und Dachfenster sind auch 
andere, materialbedingte Farben zulässig. Ausgenommen hiervon sind Gewächshäuser.

§ 3 Außenwände und Farben

Als Material für die bestimmenden Ansichtsflächen der Hauptbaukörper sind nicht zulässig:

a. Holzimitate
b. Fachwerkkonstruktionen und Nachbildungen
c. Kunststoff -Fassaden, 
d. Schiefer- und sonstige Schuppendeckungen
e. Sichtbare und geschlossene Brettschalungen

Materialien und Konstruktionen, die andere vortäuschen sind unzulässig. Als Farbtöne für 
Außenwände sind die folgenden RAL-Farbtöne nicht zulässig: 1026, 1028, 2005, 2007, 3024, 3026 
(Leuchtfarben) und 4010, 4005 bis 4009, 4001, 4003. 

§ 4 Werbeanlagen

(1) Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 

(2) Werbeanlagen i. S. d. Abs. 1 sind innerhalb des Plangebietes nur auf den Süd-, West- und Ostseiten 
der Hauptgebäude mit einer Fläche von max. 8 % der jeweiligen Außenwand des Hauptgebäudes 
und auf den Nordseiten nur mit einer Fläche von 4 % der jeweiligen Außenwand des 
Hauptgebäudes zulässig. 

(3) Ausleger dürfen bis zu 1,0 m vor die Gebäudefront ragen. Die Schildgröße darf nicht höher als 1,20 
m einschließlich der Befestigungskonstruktion und nicht stärker als 0,25 m sein. Je Geschäft ist nur 
ein Ausleger zulässig. 

(4) Flachwerbeanlagen müssen parallel zur und horizontal auf der Fassade angebracht werden und 
sind nur in Form von Schriftzügen oder einzelnen Buchstaben zulässig. Als Lichtwerbung sind nur 
Einzelbuchstaben, die be- oder hinterleuchtet werden (Schattenschrift) oder in zurückhaltender Art 
und Weise angestrahlte Schriften zulässig. Eine in benachbarte Fassaden übergreifende Werbung 
ist unzulässig. Firmenabhängige Logos sind allgemein zulässig.

(5) Innerhalb der festgesetzten SO - Gebiete (SO 1 und SO 2) ist jeweils nur eine Werbeanlage mit 
einer maximalen Höhe von 63 m ü. NN als max. zweiseitige Werbeanlage (Pylon) und einer 
Ansichtsfläche von max. 2,50 m Breite und 4 m Höhe je Seite zulässig.
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